Amtsblatt fiir den Landkreis Starnberg

INHALT:

V¥ Bekanntmachung nach § 3a Satz 2 des
Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeits-
prifung (UVPG)

v Offentliche Bekanntmachung nach Art. 66
Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)
in Tutzing

v Offentliche Bekanntmachung nach Art. 66
Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)
in Inning

v Offentliche Bekanntmachung nach Art. 66
Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)
in Gilching

¥ 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 8035
fir das Wohngebiet ,, Andechser Stralse’
Gemarkung Socking, betreffend das Grund-
stlck FI. Nr. 39, Andechser Stralde 36, als
Bebauungsplan der Innenentwicklung im
beschleunigten Verfahren gemaf § 13 a des
Baugesetzbuches
- Fassung des Aufstellungsbeschlusses
- Frihzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit

V¥ Bebauungsplan Nr. 8109, 10. Anderung ,Nord-
lich der Strafe Am Schlof3holzl’ betreffend
die Grundstlcke FI.Nrn. 906/3 und 906/4,
Gemarkung Starnberg (Am Schlof3hdlzl 3 - 9),
als Bebauungsplan der Innenentwicklung im
beschleunigten Verfahren gemafk § 13 a des
Baugesetzbuches;
Beteiligung der Offentlichkeit an der Bauleit-
planung

V¥ Haushaltssatzung der Gemeinde Gilching fur
das Haushaltsjahr 2017

V¥ Beitragssatzung fur die Verbesserung der \Was-
serversorgungseinrichtung der Gemeinde Gil-
ching (VBS-WAS) vom 22.03.2017

¢ Bekanntmachung nach 8 3a Satz 2 des
Gesetzes liber die Umweltvertraglichkeits-
prufung (UVPG)

Die hat eine Anderungs-
genehmigung nach 8 16 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) fir die Errichtung

und den Betrieb einer Abflllhalle mit neuer Ab-
fullanlage auf dem || <
Gemarkung Erling-Andechs, Gemeinde Andechs
beantragt.

Das Vorhaben unterliegt einer standortbezoge-
nen Vorprifung des Einzelfalls nach § 3c Satz 2
UVPG. Die Vorprifung des Einzelfalls hat erge-
ben, dass keine Pflicht zur Durchflhrung einer

Umweltvertraglichkeitsprifung besteht.

Nach § 3a Satz 2 UVPG wird dieses Ergebnis hier-
mit bekannt gemacht. Gemaf$ § 3a Satz 3 UVPG
ist diese Feststellung nicht selbstandig anfechtbar.

¢ Offentliche Bekanntmachung nach Art. 66
Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 27.03.2017 die Bauge-
nehmigung fir B-2016-678-15, Nutzungsanderung
eines Wohnhauses zur Betreuungseinrichtung

flr minderjahrige unbegleitete Flichtlinge auf

erteilt. Offentlich-rechtlich geschutzte
nachbarliche Belange werden durch das Vorhaben
nicht verletzt.

Ihr Recht
(Rechtsbehelfsbelehrung)

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines
Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben
werden bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
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in Mlnchen, Postfachanschrift:

Postfach 20 05 43, 80005 Minchen,
Hausanschrift: Bayerstr. 30 in 80335 Minchen,

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschéftsstelle dieses Gerichts sowie
elektronisch in einer fir den Schriftformersatz zu-
gelassenen *) Form.

Die Klage muss den Klager, den Beklagten (Frei-
staat Bayern) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen bestimmten
Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,
der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beige-
flgt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sol-
len bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung
zur Niederschrift Abschriften fur die Gbrigen Be-
teiligten beigefligt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

*) Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per ein-
facher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet
keine rechtliche Wirkung! Nahere Informationen
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen
entnehmen Sie bitte der Internetprasenz der
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.
vgh.bayern.de).

Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes
zur Ausfihrung der Verwaltungsgerichtsordnung
vom 22.06.2007 (GVBI S. 390) wurde das
Widerspruchsverfahren im Bereich des Baurechts
abgeschafft. Es besteht keine Moglichkeit, gegen
diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.

Die Verfahrensakte kann im Landratsamt Starn-
berg, Kreisbauamt, nach vorheriger telefonischer
Anmeldung unter 08151-148 441 im Zimmer 279
eingesehen werden.

¢ Offentliche Bekanntmachung nach Art. 66
Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 28.03.2017 die Bauge-
nehmigung flr den Neubau eines Einfamilienhau-
ses mit Garage auf dem

erteilt. Offentlich-rechtlich
geschutzte nachbarliche Belange werden, soweit
sie der behordlichen Prifung unterliegen, durch
das Vorhaben nicht verletzt.

lhr Recht
(Rechtsbehelfsbelehrung)

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines
Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben
werden bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
in MUnchen, Postfachanschrift:

Postfach 20 05 43, 80005 MUnchen,
Hausanschrift: Bayerstr. 30 in 80335 Mdinchen,

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschéaftsstelle dieses Gerichts sowie
elektronisch in einer fir den Schriftformersatz zu-
gelassenen®) Form.

Die Klage muss den Klager, den Beklagten (Frei-
staat Bayern) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen bestimmten
Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,
der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beige-
flgt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sol-
len bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung
zur Niederschrift Abschriften fir die Gbrigen
Beteiligten beigefligt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

*) Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per ein-
facher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet
keine rechtliche Wirkung! Nahere Informationen
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen
entnehmen Sie bitte der Internetprasenz der
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.
vgh.bayern.de).

Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes
zur Ausflhrung der Verwaltungsgerichtsordnung
vom 22.06.2007 (GVBI' S. 390) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts ab-
geschafft. Es besteht keine Moglichkeit, gegen
diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor
den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgeblhr fallig.

Die Verfahrensakte kann im Landratsamt Starn-
berg, Kreisbauamt, nach vorheriger telefonischer
Anmeldung unter 08151-148 456 im Zimmer 269
eingesehen werden.

¢ Offentliche Bekanntmachung nach Art. 66
Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 29.03.2017 die Bauge-
nehmigung zum Neubau eines Hotels mit Buros
(Tektur hinsichtlich der Nutzungsénderung von
Biro zu Gastezimmer im 6. Obergeschoss) auf
dem

erteilt. Offentlich-rechtlich geschutzte nachbarli-
che Belange werden, soweit sie der behdrdlichen
Prifung unterliegen, durch das Vorhaben nicht
verletzt.

Ihr Recht
(Rechtsbehelfsbelehrung)

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines
Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben
werden bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht
in Minchen, Postfachanschrift:

Postfach 20 05 43, 80005 Minchen,
Hausanschrift: Bayerstr. 30 in 80335 Minchen,

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschéftsstelle dieses Gerichts sowie
elektronisch in einer flr den Schriftformersatz zu-
gelassenen*) Form.

Die Klage muss den Klager, den Beklagten (Frei-
staat Bayern) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen bestimmten

Bekanntmachungen der Stadt Starnberg

¢ 3. Anderung des Bebauungsplans

Nr. 8035 fiir das Wohngebiet ,Andechser
StraRe”, Gemarkung Soécking, betreffend das
Grundstiick Fl. Nr. 39, Andechser Stral3e 36,
als Bebauungsplan der Innenentwicklung im
beschleunigten Verfahren gemaR 8 13 a des
Baugesetzbuches

- Fassung des Aufstellungsbeschlusses

- Frithzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit

Der Bauausschuss hat am 24.11.2016 die Aufstel-
lung des betreffenden Bebauungsplans beschlos-
sen, was hiermit ortsiblich bekannt gemacht wird
(8 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches). Der Geltungs-
bereich ist aus dem untenstehenden Lageplan
ersichtlich.

Die Bebauungsplananderung dient der Ermogli-
chung eines Teilumbaus sowie einer Umnutzung
des bislang als ,Tierklinik” zu nutzenden Gebau-
des. Dies soll wie folgt erreicht werden:

- Festsetzung als Mischgebiet

- Festsetzungen zum Mald der Nutzung unter
Berlcksichtigung des Gebdudebestands

- Festsetzung eines Bauraums fir eine Tiefgarage

- Beschrankung der Anzahl oberirdischer
Stellplatze

Landratsamt Starnberg

Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,
der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beige-
flgt werden. Der Klage und allen Schriftsatzen sol-
len bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung
zur Niederschrift Abschriften flr die Gbrigen Be-
teiligten beigeflgt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

*) Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per ein-
facher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet
keine rechtliche Wirkung! Nahere Informationen
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen
entnehmen Sie bitte der Internetprasenz der
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.
vgh.bayern.de).

Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes
zur Ausfihrung der Verwaltungsgerichtsordnung
vom 22.06.2007 (GVBI S. 390) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts ab-
geschafft. Es besteht keine Mdglichkeit, gegen
diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor
den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebuhr fallig.

Die Verfahrensakte kann im Landratsamt Starn-
berg, Kreisbauamt, nach vorheriger telefonischer
Anmeldung unter 08151-148393 im Zimmer 279
eingesehen werden.

Landratsamt Starnberg — Karl Roth, Landrat

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13 a des Baugesetzbuches aufge-
stellt, weshalb von der Durchfiihrung einer Um-
weltprtfung abgesehen werden kann.

Der Offentlichkeit wird nun gemaR § 13 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2 die Mdaglichkeit eingerdumt, sich in
der Zeit

vom 06.04.2017 bis 21.04.2017
im Rathaus der Stadt Starnberg,
Vogelanger 2, Zimmer 306a,

wahrend der allgemeinen Dienststunden montags,
mittwochs und freitags von 07:30 bis 12:00 Uhr
sowie dienstags und donnerstags von 07:30 bis
13:00 Uhr und von 15:00 bis 18:00 Uhr Uber die
allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesent-
lichen Auswirkungen der Planung zu unterrichten
und sich hierzu zu duf3ern. In Ausnahmefallen ist
dies nach Terminvereinbarung auch aufRerhalb der
Dienststunden maglich.

Sobald ein ausgearbeiteter Bebauungsplan-Ent-
wurf vorliegt, wird dies wiederum bekannt ge-

macht und Maoglichkeit zur eigenstandigen Stel-
lungnahme und Erérterung gegeben.

Starnberg, 30.03.2017

Stadt Starnberg — Eva John, 1. Biirgermeisterin

Umgriff - Bebauungsplan Nr. 8035, 3. Anderung Gemarkung Sécking
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Amtsblatt fiir den Landkreis Starnberg

¢ Bebauungsplan Nr. 8109, 10. Anderung
«Nordlich der StralRe Am SchloBhélzl”, betref-
fend die Grundstiicke FI.Nrn. 906/3 und 906/4,
Gemarkung Starnberg (Am SchloBhélzl 3 - 9),
als Bebauungsplan der Innenentwicklung im
beschleunigten Verfahren gemald 8§ 13 a des
Baugesetzbuches;

Beteiligung der Offentlichkeit an der Bauleit-
planung

Der Bebauungsplan-Entwurf in der Fassung vom
22.03.2017 liegt nun einschlieRlich der Begrin-
dung gemal § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches in
der Zeit

vom 13.04.2017 bis 16.05.2017
im Rathaus der Stadt Starnberg,
Vogelanger 2, Zimmer 306a,

wahrend der allgemeinen Dienststunden montags,
mittwochs und freitags von 07:30 bis 12:00 Uhr
sowie dienstags und donnerstags von 07:30 bis
13:00 Uhr und von 15:00 bis 18:00 Uhr zu jeder-
manns Einsicht 6ffentlich aus. In Ausnahmefallen
kann der Bebauungsplan nach Terminvereinbarung
auch aufderhalb dieser Dienststunden eingesehen
werden.

Im Weiteren besteht wahrend der Auslegungsfrist
die Mdaglichkeit zur Abgabe von Stellungnahmen.
Verspéatet eingehende Stellungnahmen kénnen bei
der Beschlussfassung Uber den Bebauungsplan
hingegen unberlcksichtigt bleiben.

Ein Antrag nach & 47 der Verwaltungsgerichts-
ordnung ist unzulassig, wenn mit ihm nur Ein-
wendungen geltend gemacht werden, die vom
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder
verspatet geltend gemacht wurden, aber hatten
geltend gemacht werden kdénnen.

Die Bebauungsplanaufstellung erfolgt im beschleu-
nigten Verfahren, weshalb die Durchfihrung einer
Umweltprtfung nicht erforderlich ist.

Starnberg, 30.03.2017

Stadt Starnberg — Eva John, 1. Biirgermeisterin

Bekanntmachungen der Gemeinde Gilching

¢ Haushaltssatzung der Gemeinde Gilching
fir das Haushaltsjahr 2017

Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung er-
lasst die Gemeinde folgende Haushaltssatzung:

§1

Der als Anlage beigefligte Haushaltsplan flr das
Haushaltsjahr 2017 wird hiermit festgesetzt; er
schliel3t im Verwaltungshaushalt

in den Einnahmen

und Ausgaben mit 44.062.900 €

und im Vermogenshaushalt

in den Einnahmen

und Ausgaben mit 13.189.500 €

ab.

§2
(Abs.1)
Kredite fir Investitionen und Investitionsforde-
rungsmalRnahmen werden keine festgesetzt.

(Abs.2)

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen fir
Investitionen und Investitionsforderungsmaf3-
nahmen des Regiebetriebes Gemeinde Gilching
Wasserwerk wird auf 0,00 € festgesetzt.

§3

(Abs.1)

Verpflichtungserméachtigungen im Vermégens-
haushalt werden in Hohe von 3.000.000,00 €
festgesetzt.

(Abs.2)

Verpflichtungserméachtigungen im Vermdgens-
haushalt des Regiebetriebes Gemeindewerke
Gilching werden keine festgesetzt.

84

Die Steuersatze (Hebeséatze) flr nachstehende
Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt.

1. Grundsteuer
a) fur land- und forstwirtschaftliche

Betriebe (A) 340 v. H.
b) fir die Grundsticke (B) 340 v. H.
2. Gewerbesteuer 340 v. H.

§5

(Abs. 1)

Der Hochstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeiti-
gen Leistung von Ausgaben nach dem Haushalts-
plan wird auf 4.500.000 € festgesetzt.

(Abs. 2)

Der Hochstbetrag der Kassenkredite zur recht-
zeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Wirt-
schaftsplan des Regiebetriebes Gemeindewerke
Gilching wird auf 300.000 € festgesetzt.

§6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar
2017 in Kraft.

Gilching, 29.03.2017

GEMEINDE GILCHING
Manfred Walter, 1.Blrgermeister

Der Gemeinderat der Gemeinde Gilching hat die
Haushaltssatzung am 21.02.2017 beschlossen. Das
Landratsamt Starnberg hat als Rechtsaufsichtsbe-
horde die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan und
allen Bestandteilen und Anlagen geprUft und mit
Schreiben vom 27.03.2017, Az 201.3, die Verpflich-
tungsermachtigungen fir die Jahre 2018 und 2019
rechtsaufsichtlich genehmigt.

Nachdem in den Jahren 2018 und 2019 Kreditauf-
nahmen geplant sind, bedarf der Gesamtbetrag
der Verpflichtungserméachtigungen im Rahmen

der Haushaltssatzung der rechtsaufsichtlichen Ge-
nehmigung nach Art. 67 Abs. 4 Gemeindeordnung
- GO.

Der Haushaltsplan liegt geméaR Art. 65 Abs. 3
Satz 3 der Gemeindeordnung vom 05. bis
12.04.2017 offentlich im Rathaus der Gemeinde
Gilching (Rathausplatz 1, Zimmer O1.08) wah-
rend den allgemeinen Geschéaftsstunden aus. Die
Haushaltssatzung mit Haushaltsplan liegt nach

§ 4 der Bekanntmachungsverordnung wahrend
des ganzen Jahres im Rathaus Gilching, Rathaus-
platz 1, Zimmer O1.08, innerhalb der allgemei-
nen Geschaftsstunden zur Einsicht bereit. Der
Haushaltsplan steht ebenfalls auf der Homepage
www.gilching.de in digitaler Form zur Einsicht zur
Verflgung.

Gemeinde Gilching - Manfred Walter, 1. Biirgermeister

& Beitragssatzung fiir die Verbesserung der
Wasserversorgungseinrichtung der Gemeinde
Gilching (VBS-WAS) vom 22.03.2017

.
Auf Grund des Art. 2 i.V.m. Art. 5 des Kommunal-
abgabengesetzes erlasst die Gemeinde Gilching
folgende Beitragssatzung fur die Verbesserung
der Wasserversorgungseinrichtung:

§1
Beitragserhebung

Die Gemeinde erhebt einen Beitrag zur Deckung
ihres Aufwandes fir die Verbesserung der Was-
serversorgungseinrichtung. Gegenstand der
Beitragserhebung ist eine einheitlich geplante
Verbesserungsmafinahme, welche der Erhéhung
der Versorgungssicherheit und der Zurverfligung-
stellung von Trinkwasser in grofserem Durchfluss
und mit geringerem Druckabfall dient. Die Ver-
besserungsmafinahme besteht aus folgenden
Mafnahmeschritten:

1. VergroRerung der Wasserleitung Venusstralde

Beschreibung:

Austausch der vorhandenen Wasserleitung
DN 65 St (Dimension 65 Stahl) durch Ver-
legung einer Wasserleitung mit der Dimen-
sionierung DN 100 GGG (duktiler Grauguss)
auf einer Lange von 175 m (siehe rosa Kenn-
zeichnung in Anlage 1).

2. Erstellung einer Ringleitung Geisenbrunn fur
die Versorgungssicherheit
Beschreibung:
Neubau einer zweiten Leitung DN 200 GGG
entlang der Minchner StraRe auf einer Léange
von 700 m (siehe rosa Kennzeichnung in An-

10.

1.

12.

lage 2), da die Versorgung des Ortsteils Gei-
senbrunn bisher nur mit einer DN 150 GG
(Grauguss) Leitung erfolgt.

Erstellung eines Ringschlusses mit WeRling flr
die Versorgungssicherheit als Notverbund

Beschreibung:

Neubau einer Verbindungsleitung DN 100 GGG
auf einer Lange von 55 m zur Trinkwasserlei-
tung von Welling als Noteinspeisung mit Zah-
lern. (siehe rosa Kennzeichnung in Anlage 3)

Erweiterung und Austausch des Prozessleit-
systems

Beschreibung:

Austausch des bisherigen Leitsystem BYSIS,
welches Uber eine analoge Festnetzverbindung
ohne Stérungsweiterleitung an das Betriebs-
personal, ohne Datenarchivierung und ohne
Alarmsicherung betrieben wurde, auf Basis
der Elektrotechnischen Einrichtungen in ein
digitales, internetplattformbasiertes Prozess-
leitsystem (PLS). Das PLS tUbernimmt die Auf-
gaben der Datenverarbeitung, der Ausgabe auf
Monitor oder Drucker, der Datenarchivierung,
Fernsteuerung, sowie der Storungsweiterlei-
tung an das Betriebspersonal. Ebenso gewahr-
leistet es die vorgeschriebene Alarmsicherung
der Betriebsanlagen. Dabei wurden die nach-
folgend aufgeflihrten 6 Standorte zusatzlich in
das Prozessleitsystem integriert:

- Messschacht Leitung Steinlach — Gilching

- Messschacht Brunnen IV Richtung Wiesmath
- Friedrichshafener Stral3e

- Notverbund Welling

- Ringleitung Geisenbrunn

- Abgabeschacht Rinnerhof

Leitungsneubau Brunnen V — Steinlach | /
Versorgungsredundanz

Beschreibung:

Neubau einer redundanten Leitung DN 250
GGG im ersten Abschnitt bis Steinlach auf ei-
ner Lange von 1400 m (siehe rosa Kennzeich-
nung in Anlage 4).

Leitungsneubau Hochbehalterleitung Versor-
gungsredundanz/ Versorgungsicherung

Beschreibung:

Neubau einer redundanten Zubringerleitung
DN 300 GGG auf einer Lange von 824 m

zu den Hochbehaltern, welche auch den
Ringschluss Geisenbrunn bedient (siehe rosa
Kennzeichnung in den Anlagen 5.1 - 5.2).

Leitungsneubau Kirchenweg Versorgungsre-
dundanz/ Versorgungsicherung

Beschreibung:

Neubau einer redundanten Leitung DN 300
GGG auf einer Lange von 280 m (siehe rosa
Kennzeichnung in Anlage 6).

Somit kann vom Zweckverband Grofiraumige
Wasserversorgung Starnberg sowohl! die Min-
destabnahmemenge von 150.000 m3/Jahr als
auch im Notfall die Maximalabnahmemenge
von 2.000.000 m3/Jahr zu den Hochbehéltern
transportiert werden.

Hochbehéltersanierung Hochbehalter Il
Beschreibung:

Austausch der schadhaften Betonkunststoffbe-
schichtung im Hochbehalter I (3.000 m3) durch
eine hoherwertige, mineralische Beschichtung.

. VergroRerung der Wasserleitung Romerstralie/

Welllinger StralRe

Beschreibung:

Austausch der vorhandenen Wasserleitung
DN 125 PVC (Polyvinylclorid) durch Verlegung
einer Wasserleitung mit der Dimensionierung
DN 250 GGG auf einer Léange von 200 m (sie-
he rosa Kennzeichnung in Anlage 7).

Neukauf und Einbau einer grofieren Pumpe fur
Brunnen V

Beschreibung:

Bisher wurde der Brunnen V mit einer 20 KW-
Pumpe betrieben. Aufgrund der héheren For-
dermenge und der Ableitung des Trinkwassers
Uber zwei Leitungswege (bisher nur einer) wird
aus technischen Grinden eine frequenzgesteu-
erte 38 KW-Pumpe erforderlich.

VergrofRerung der Wasserleitung Gérbelmoos-
weg Teilabschnitte 1 - 3

Beschreibung:

Austausch der vorhandenen Wasserleitung

DN 80 Asbestzementleitung durch Verlegung
einer Wasserleitung mit der Dimension DN 150
GGG auf einer Ldnge von 235 m (siehe rosa
Kennzeichnung in Anlage 8).

VergroRerung der Wasserleitung Starnberger
Weg

13.

Landratsamt Starnberg

Beschreibung:

Austausch der vorhandenen Wasserleitung

DN 125 GG durch Verlegung einer Wasserlei-
tung mit der Dimension DN 200 GGG auf einer
Lange von 360 m (siehe rosa Kennzeichnung in
Anlage 9).

Ebenfalls dient der Leitungsbau dazu, das
Wasser von Brunnen V (10mg/I Nitrat) in aus-
reichender Menge zum Mischen mit dem
Wasser aus Brunnen IV (30 mg/I Nitrat) den
Hochbehaltern zuzufihren, um den zuklnftigen
EU-Grenzwert von 25 mg/! Nitrat zu erreichen.

VergroRerung der Wasserleitung Rémerstral3e/
Steinlach

Beschreibung:

Austausch der vorhandenen Wasserleitung

DN 125 PVC durch Verlegung einer Wasserlei-
tung mit der Dimension DN 250 GGG auf einer
Lange von 2400 m (siehe rosa Kennzeichnung
in Anlage 10.1 — 10.2).

§2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird flr bebaute, bebaubare oder
gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare
Grundsttlicke, sowie fir tatsachlich an die Wasser-
versorgung angeschlossenen Grundstlicke erho-
ben, wenn

1.

—

fur sie nach 8 4 WAS ein Recht zum Anschluss
an die Wasserversorgungseinrichtung besteht,
oder

sie — auch aufgrund einer Sondervereinbarung
— an die Wasserversorgungseinrichtung tat-
sachlich angeschlossen sind.

§3

Entstehen der Beitragsschuld
'Die Beitragsschuld entsteht, wenn die
Verbesserungsmalfinahme tatsachlich beendet
ist. 2Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor
dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt, entsteht
die Beitragspflicht erst mit Inkrafttreten dieser
Satzung.

(2) Wenn die BaumalRnahme bereits begonnen

wurde, kann die Gemeinde schon vor dem
Entstehen der Beitragsschuld Vorauszahlungen
auf die voraussichtlich zu zahlenden Beitrage
verlangen.

84
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des
Entstehens der Beitragsschuld Eigentlimer des
Grundstuicks oder Erbbauberechtigter ist.

§5
BeitragsmafRstab

(1) "Der Beitrag wird nach der Grundstiicksfléche

und der Geschossflache der vorhandenen
Gebaude berechnet. ?Die beitragspflichtige
Grundsttlicksflache wird bei Grundstlcken
von mindestens 2.000 m2 Flache (Ubergrofie
Grundsticke) in unbeplanten Gebieten

- bei bebauten Grundstlcken auf das 4-fache
der beitragspflichtigen Geschossflache, min-
destens jedoch 2.000 m?,

- bei unbebauten Grundstlcken auf 2.000 m2

begrenzt.

'Die Geschossflache ist nach den Aulzen-
mafen der Gebadude in allen Geschossen zu
ermitteln. Keller werden mit der vollen Flache
herangezogen. *Dachgeschosse werden nur
herangezogen, soweit sie ausgebaut sind.
“Gebaude oder selbststandige Gebaudeteile,
die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf
nach Anschluss an die Wasserversorgung aus-
|6sen, oder die an die Wasserversorgung nicht
angeschlossen werden durfen, werden nicht
zum Geschossflachenbeitrag herangezogen;
das gilt nicht fir Gebdude oder Gebaudeteile,
die tatsachlich einen Wasseranschluss ha-
ben. ®Balkone, Loggien und Terrassen bleiben
aufder Ansatz, wenn und soweit sie Uber die
Gebaudefluchtlinie hinausragen. Garagen wer-
den nicht herangezogen, soweit es sich um
ein selbststandiges Gebaudeteil handelt. Das
gilt nicht fir Garagen die tatsachlich an der
Wasserversorgung angeschlossen sind.

'Bei Grundstiicken, fiir die eine gewerbli-

che Nutzung ohne Bebauung zulassig ist,
sowie bei sonstigen unbebauten Grundsti-
cken, aber bebaubaren Grundsttcken, wird

als Geschossflache ein Viertel der Grund-
stiicksflache in Ansatz gebracht. 2Grundstiicke,
bei denen die zuldssige oder die fir die Bei-
tragsbemessung malgebliche vorhandene
Bebauung im Verhéltnis zur gewerblichen

>>>
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Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat,
gelten als gewerblich genutzte unbebaute
Grundstiicke im Sinn des Satzes 1.

86
Beitragssatz

(1) 'Der Beitragssatz betragt:
a) pro mz GrundstUcksflache
b) pro m2 Geschossflache

0,26 €
0,72 €.

(2) Zu den Beitragen wird die Mehrwertsteuer in
der jeweils gesetzlichen Hohe erhoben.

8§87
Falligkeit
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe
des Beitragsbescheides fallig.

8§ 7a
Beitragsablosung

'Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitrags-
pflicht abgeldst werden. “Der Ablésungsbetrag
richtet sich nach der voraussichtlichen Hohe des
Beitrags. °Ein Rechtsanspruch auf Ablésung be-
steht nicht.

8§88
Pflichten des Beitragsschuldners

Die Beitragsschuldner sind verpflichtet, der Ge-
meinde flr die Hohe der Schuld malfdgebliche
Veranderungen unverzlglich zu melden und
Uber den Umfang dieser Veranderungen — auf
Verlangen auch unter Vorlage entsprechender
Unterlagen — Auskunft zu erteilen.

§9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.
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1l
Anlage 10.2

. = Die Beitragssatzung fir die Verbesserung der
// \ ‘ Wasserversorgungseinrichtung der Gemeinde

Gilching (VBS-WAS) vom 22.03.2017 liegt nach

§ 4 der Bekanntmachungsverordnung wah-

rend des ganzen Jahres im Gemeindewerk der
Gemeinde Gilching, Rudolf-Diesel-Str. 3 b, 82205
Gilching , innerhalb der allgemeinen Geschafts-
stunden zur Einsicht bereit.

Gilching, 22.03.2017

Gemeinde Gilching

Manfred Walter
1. Blrgermeister

Gemeinde Gilching — M. Walter, 1. Biirgermeister

MVV’t'Cket online Und an hand E landratsamt starnberg
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	Bebauungsplan Nr. 8109, 10. Änderung„Nördlich der Straße Am Schloßhölzl“, betreffenddie Grundstücke Fl.Nrn. 906/3 und 906/4,Gemarkung Starnberg (Am Schloßhölzl 3 - 9),als Bebauungsplan der Innenentwicklung imbeschleunigten Verfahren gemäß § 13 a desBaugesetzbuches;Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bau leitplanung
	Haushaltssatzung der Gemeinde Gilchingfür das Haushaltsjahr 2017
	Beitragssatzung für die Verbesserung derWasserversorgungseinrichtung der GemeindeGilching (VBS-WAS) vom 22.03.2017



